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Einleitung 

§ 1 Grenzüberschreitender Umweltschutz 
im Schnittpunkt zwischen Umweltverwaltungs-

und Umweltprivatrecht 

Mit der fortschreitenden Industrialisierung wirken sich Umweltbelastun-
gen zunehmend nicht nur im nationalen Bereich, sondern auch grenzüber-
schreitend aus und stellen die Rechtsordnung damit vor neue Aufgaben. Die 
Diskussion konzentriert sich zur Zeit auf den sauren Regen\ die Verunrei-
nigung internationaler Wasserläufe2 und durch grenznah errichtete Chemie-
anlagen, Kraftwerke3 und Flughäfen 4 verursachte, grenzüberschreitende 
Luft- und Lärmimmissionen. Der europäische Raum ist von diesen Proble-
men besonders betroffen, nicht nur wegen seiner hohen Bevölkerungsdichte 
und seiner konzentrierten lndustrieansiedlung, sondern auch wegen der 
Vielzahl von Landesgrenzen. Daß es dabei um Rechtsprobleme und nicht 
nur um Probleme rein politischer Natur geht, dürfte heute keinem Zweifel 
mehr unterliegen. Daß die durch staatliche Zulassung oder Duldung grenz-

1 Vgl. G. Wetstone/ A Rosencranz, Pacific Basin Law Joumal1983, 197 ff.; Ch. de Saillan, 
Acid Rain, Canada and the United States, Boston Univ. lnt. LJ. 1982, 152 ff.; St. Rissberger, 
On the Brink of an Bcological Calamity: Acid Rain, Transboundary Air Pollution and Envi-
ronmental Law in West Germany, Syr. J. lnt'l L & Com. 1985,325 ff. 

2 -Vgl. Rb. Rotterdam vom 16.12.1983, Ned.Jur. 1984 Nr. 341 (Ubersetzung in RabelsZ 
1985, 741 ff.) mit Anm. Nassr-Esfahani/Wenckstern, ebd., S. 763 ff.; Anm. Rest. UPR 1984, 
148 ff.; Trib.adm.Strasbourg v. 27.7.83, Rev.jur.env.1983, 343 = ZaöRV 1984, 342 mit Anm. 
Beyerlin = UPR 1984, 174 mit Anm. IGiian/Pätzold, ebd. 155 ff. (Rheinversalzung); vgl. fer-
ner die Empfehlungen des Committee on International Water Resoutces Law der Internatio-
nal Law Association, Belgrade Conference (1980), Committee on International Water 
Resoutces Law, Part II, Second Report (Manner); Athener Resolution des Institut de Droit 
International12.9.1979, IDI Annuaire 1979 II 196; dazu Rest, UPR 1982, 358, 360; IGss, AFDI 
1983, mff. 

3 Einen Überblick über die Industrieanlagen und Kraftwerke an der französisch-deutschen 
Grenze gibt der STERN 1981, Nr. 51, 168. 

4 Vgl. Salzburger Flughafen-Fall, BGH, Vorlagebeschluß vom 10.3.1978, BGH DVBI. 
1979,226 ff.; BVerfGE 72, 66 ff. = NJW 1986, 2188 ff. m. Anm. Weitbrecht, NVwZ 1986, 597 
ff.; zum Salzburger Flughafen-Fall s. auch Siehr, RabelsZ 1983, 377, 385; Seidi-Hohenveldern 
AFDI 1973, 890 ff.; Sehreuer ÖJZ 1971, 542 ff.; Landgericht Waldshut-Tiengen, Urt. v. 
11.2.1982, UPR 1983, 14 ff. 

2 Nassr-Esfahani 
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überschreitender Immissionen bedingte Verursachung von Umweltschäden 
auf fremdem Staatsgebiet eine völkerrechtliche Haftung auslösen kann, war 
seit jeher anerkannt;5 neuerdings geht man sogar dazu über, in den Schutz 
des internationalen Umweltrechts auch solche Gebiete einzubeziehen, die, 
wie etwa die Antarktis oder die Hohe See, noch nicht einmal einzelstaatli-
cher Souveränität unterliegen6. 

Während die rechtliche Diskussion allerdings bisher ganz überwiegend 
auf den Bereich beschränkt blieb, den auch die vorstehenden Beispiele re-
präsentieren, nämlich auf das Verhältnis zwischen Staaten 7, befaßt sich die 
vorliegende Arbeit mit einem Konfliktfall zwischen Privaten. Gegenstand 
dieser Untersuchung ist die Frage, welche Regelungswirkung eine - grund-
sätzlich privatrechtsgestaltende - behördliche Genehmigung zum Betrieb 
umweltbelastender Anlagen auf privatrechtliche Abwehransprüche von 
Nachbarn äußert, die von den schädlichen Auswirkungen der Anlage in 
einem anderen als dem Emissionsstaat betroffen sind. Damit geht es um 
den Konflikt zwischen unternehmerischen Interessen an der Aufnahme und 
Fortführung des einmal bestandskräftig genehmigten Betriebs der Anlage 
einerseits und den Interessen der grenzüberschreitenden Nachbarschaft an 
der Abwehr von Störungen andererseits; anders ausgedrückt: das Span-
nungsverhältnis zwischen privatrechtlichem Nachbarschutz und öffentlich-
rechtlichem Bestandsschutz für behördlich genehmigte Anlagen. 

Soweit sich derartige Konflikte in ihrer Entstehung auf den nationalen 
Bereich beschränken, haben die Gesetzgeber sie allenthalben einer ausge-
wogenen Regelung unterworfen. Für den Binnenbereich sehen die Rechts-
ordnungen zahlreicher europäischer Länder zur Ordnung der widerstreiten-
den Interessen an der Durchführung oder Unterlassung umweltbelastender 
Aktivitäten eine in der Grundstruktur übereinstimmende Rechtsetzungs-
methode vor, die auf dem Zusammenspiel von Umweltverwaltungsrecht und 

5 Vgl. statt aller Sohn, Harvard J. Int. L. 1973, 423 ff., 492 ff.; L. Gündling, Verantwortlich-
keit der Staaten für grenzüberschreitende Umweltbeeinträchtigungen, ZaöRV 1985, 265 ff.; 
L.F.E. Goldie, Transfrontier Pollution - From Concepts of Liability to Adminstrative Con-
ciliation, Syr J. Int. L & Com. 1985, 175 ff.; 0 . Kimminich, Völkerrechtliche Haftung für das 
Handeln Privater im Bereich des internationalen Umweltschutzes, AVR 1984, 241 ff. 

6 So das Prinzip Nr. 21 der Stockholmer Deklaration von 1972; UN Doc. A Conf. 48/14; 
dazu unten S. 64; s. ferner Sohn Havard J. Int. L. 1973, 493; einschränkend dagegen Kloepfer 
UPR84, 281. 

7 Zu der Vernachlässigung von Individuen im Völkerrecht - soweit sie den verfahrens-
rechtlichen Bereich angeht - vgl. auch Caputo, Cai.W.Int'l L.J. 1984, 192 ff., 194. Neuerdings 
wird Individuen im Völkerrecht wieder mehr Beachtung geschenkt: vgl. R. Janni, International 
an Privat Transactions in Transboundary Pollution, Canadian YB. lnt. L. 11 (1973), 258 ff.; B. 
Broms, Subjects-Entitlement in the International Legal System, in: Macdonald/Johnston, 383 
ff.; Rest UPR 1982, 358 ff. 
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Umweltprivatrecht beruht8. Kennzeichnend für das Umweltverwaltungs-
recht der Bundesrepublik und ihrer westlichen Nachbarländer ist das System 
des öffentlich-rechtlichen Verbots mit Erlaubnisvorbehalt, das sowohl pri-
vatrechtliche Befugnisse zur unternehmerischen Nutzung des Eigentums als 
auch in bestimmtem Umfang privatrechtliche Ansprüche auf Abwehr der 
genehmigten, umweltbelastenden Tätigkeit einschränkt und damit das Pri-
vatrecht teilweise überlagert. Dem Recht der Nachbarn auf Beteiligung am 
Genehmigungsverfahren und dem Schutz seiner Interessen durch das mate-
rielle Umweltverwaltungsrecht korrespondiert die Pflicht, behördlich ge-
nehmigte, umweltbelastende Aktivitäten zu dulden. Der Ausgangspunkt 
dafür ist in allen Ländern derselbe, er liegt in der Erkenntnis, daß es einem 
Unternehmen nicht gestattet sein kann, die Umwelt unumschränkt und 
ohne Rücksicht auf etwaige Belange der Nachbarschaft und der Allgemein-
heit zu nutzen. Die Mobilität natürlicher Umweltmedien und ihre begrenzte 
Belastbarkeit, die mögliche Tragweite eines Schadens und seine Irreversibi-
lität lassen es nicht zu, Entscheidungen über die Nutzung der Umwelt aus-
schließlich in unternehmerischer Eigenverantwortung zu belassen. Neben 
privatrechtliehen Lösungen, die dem einzelnen die Wahrung seiner Rechte 
über das Delikts- oder Grundstücksrecht überlassen und allenfalls punktuell 
wirken, bietet sich als wesentlich effektiveres Mittel zur Herstellung der 
Gemeinverträglichkeit der verschiedenen Nutzungen - wegen ihrer plane-
rischen und damit präventiven Konzeption - vor allem eine verwaltungs-
rechtliche Lösung an. Deshalb bedürfen in der Bundesrepublik wie auch in 
unseren westlichen Nachbarstaaten Anlagen mit besonders hohem Umwelt-
schädigungs-, -gefährdungs-oder -belastungspotential einer Genehmigung9. 
Die Genehmigung ist ein Instrument staatlicher Präventivkontrolle, der 
Genehmigungsvorbehalt soll die Behörden in jedem Fall rechtzeitig ein-

8 Dazu Nassr-EsfahanifWenckstern, Der Rheinversalzungsprozeß, RabelsZ 1985, 741 ff. 
sowie unten § 2 III 2, 5; § 7 111 1. 

9 Vgl. etwa für die Bundesrepublik § 4 I BlmSchG i.V.m. §§ 2, 4 der 4. BimSchV vom 
14.2.1975 (BGBI.I 499, 727); § 7 IV des Gesetzes über die friedliche Verwendung der Kern-
energie und den Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz-AtG) vom 23.12.1959 i.d.f. vom 
15.7.1985 (BGBI. I 1565); §§ 6, 8 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) vom 1.8.1922 i.d.F. v. 
14.1.1981 (BGBI. I 61); für Frankreich: Artt. 1, 2 de Ia Loi no. 76-663 vom 19.7.1976 relative 
aux installations classees pour Ia protection de l'environnement (Dalloz, Code de 
I'Environnement, 1984, 1097) i.V.m. dem Decret no. 63-1128 relatif aux installations nucleaires 
du 11 dec. 1963, geändert durch Decret no.73405 vom 27.3.1973 (dazu näher Despax, 26, 63); 
Dänemark: § 35; § 6 Nr5 des Gesetzes über den Umweltschutz vom 13.6.1973 (abgedr. in: 
Bothe (Hrsg.), Ausländisches Umweltrecht V, 17 ff.) i.V.m. Durchführungsverordnungen; vgl. 
auch rechtsvergleichend zu diesem Thema Lummert, Natur und Recht 1982, 241 (243); ders., 
Rechte des Bürgers zur Verhütung von Umweltschäden, 142 ff. 


